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„Der nunmehr vorgelegte Referentenent-
wurf ist sozial ausgewogen, da er einen 
interessengerechten Ausgleich zwischen 
Vermieter und Mieter schafft. Eine unan-
gemessene Benachteiligung des Mieters ist 
jedenfalls nicht erkennbar“, so Gedaschko 
weiter. „Auf die deutschen Wohngebäude 
entfallen circa 24 Prozent des Endener-
gieverbrauches. Vor diesem Hintergrund 
erfordern die Klimaschutzziele der Euro-
päischen Union und der Bundesregierung, 
deren zentraler Bestandteil die Steige-
rung der Energieeffizienz des Wohnungs-
bestandes und der Ausbau des Einsat- 
zes erneuerbarer Energien ist, auch 
Anpassungen im Mietrecht“, erklärte der 
BSI-Vorsitzende.

Der Referentenentwurf sieht bei einer ener-
getischen Sanierung die Duldungspflichten 
des Mieters, den Ausschluss einer Mietmin-
derung in den ersten drei Monaten sowie 
geringere Anforderungen bei der Ankündi-
gung einer Modernisierung vor. Gedaschko 
machte deutlich, dass der Mieter nach der 
energetischen Modernisierung von der 
Energieeinsparung in der Wohnung profi-
tiere, da er niedrigere Nebenkosten bezahlt. 
Umgekehrt werden die geforderte Durch-
führung der Arbeiten und die Kostenkalku-
lation für den Vermieter deutlich erleich-
tert. „Wichtig ist die Aussage des Geset- 
zesentwurfes, dass die energetische 
Modernisierung vom Mieter grundsätzlich 

BSI: Mietrechtsreform ist Weichenstellung beim 
Klimaschutz

Berlin – „Der im Oktober 2011 erschienene Entwurf des Bundesministeriums 
für Justiz für eine Änderung des Mietrechts stellt wesentliche klimapolitische 
Weichen“, erklärte Axel Gedaschko, Vorsitzender der Bundesvereinigung Spit-
zenverbände der Immobilienwirtschaft (BSI) sowie Präsident des GdW Bundes-
verbandes anlässlich der Abgabe der Stellungnahme der Verbände zum Gesetz-
entwurf.

Ausgewogenes Mietrecht: Der aktuelle Gesetzentwurf schafft einen interessengerechten Ausgleich 
zwischen Vermieter und Mieter.

Einwohnerzahl Deutschlands 
im Jahr 2011 leicht gestiegen

Die Einwohnerzahl Deutschlands 
dürfte nach einer Schätzung des Statis-
tischen Bundesamtes (Destatis) im Jahr 
2011 erstmals nach acht Jahren Rück-
gang leicht gestiegen sein. Am Jahres-
ende lebten voraussichtlich über 81,8 
Millionen Personen und damit deutlich 
über 50.000 Personen mehr als im Vor-
jahr in Deutschland. Ursache hierfür 
sind die hohen Wanderungsgewinne 
gegenüber dem Ausland.� (wi)

Treibhausgasemissionen um fast 
ein Viertel gesunken

Die Treibhausgasemissionen Deutsch-
lands sind gegenüber dem Basisjahr 
1990 im Jahr 2010 fast 25 Prozent 
zurückgegangen. Das entspricht einem 
Rückgang von mehr als 295 Millionen 
Tonnen Kohlendioxid pro Jahr, berich-
tete das Bundesumweltministerium 
am 16. Januar 2012. Die Freisetzung 
von CO2 war 2010 mit einem Anteil 
von 87,4 Prozent Hauptverursacher 
der Treibhausgasemissionen.� (wi)

Berlin erhöht Grunderwerb-
steuer von 4,5 auf fünf Prozent

Die Grunderwerbsteuer in Berlin soll 
nach einem Beschluss des Berliner 
Senats vom 17. Januar 2012 um 
0,5 Prozentpunkte angehoben wer-
den. Als Stichtag ist der 1. April 2012 
geplant. Das Abgeordnetenhaus muss 
die Erhöhung noch als Gesetz verab-
schieden. Die Berliner Grunderwerb-
steuer steigt damit auf das Niveau von 
Brandenburg.� (wi)
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zu dulden ist. Dieses Signal ist neu und 
notwendig. Es folgt der Erkenntnis, dass 
die klimapolitischen Vorgaben nur bei 
gleichzeitiger Berücksichtigung der Inter-
essen des Vermieters erreicht werden 
können. Denn ohne den Vermieter wird 
eine Energiewende im Wohnbereich nicht 
funktionieren“, so Gedaschko. In einigen 
weiteren Detailfragen sollte der Gesetz-
entwurf aus Sicht der BSI nachgebessert 
werden. Nach wie vor kritisch sieht die 
Immobilienwirtschaft beispielsweise, dass 

die geplante Regelung des Energie-Contrac-
ting im Mietrecht generell gelten soll und 
damit die bereits aufgrund der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes bestehen-
den unkomplizierten Möglichkeiten der Um- 
stellung auf Wärmelieferung abgeschafft 
werden. „Die Erreichung des klimapoliti-
schen Ziels würde durch die Abschaffung der 
bisherigen Möglichkeiten des Energie-Con-
tracting gefährdet“, erklärte Gedaschko 
dazu. „Die geplante Regelung zur Umstel-
lung auf Wärmelieferung verfehlt das im 
Koalitionsvertrag vom Oktober 2009 verein-

barte Ziel, die bestehenden Möglichkeiten 
beim Energie-Contracting zu erweitern. 
Hier muss der Entwurf geändert werden. 
Die Reform brauchen wir dringend, damit 
auch das Mietrecht den Anforderungen des 
Klimaschutzes gerecht wird“, so Gedaschko 
abschließend. Das Gesetz soll voraussicht-
lich noch vor der Sommerpause im Deut-
schen Bundestag beraten werden.�(burk) n 

➦ Die ausführliche Stellungnahme der 

BSI finden Sie auf www.bsi-web.de

KfW-Programm „Energetische Stadtsanierung“ – Neues Modul „Energie- 
effiziente Quartiersversorgung“ gestartet

Berlin – Die Bundesregierung hat mit dem Energiekonzept vom 28. September 2010 ein neues KfW-Förderprogramm 
„Energetische Stadtsanierung“ beschlossen. Zum 1. Februar 2012 geht nun das zweite der beiden Programm-Module 
„Energieeffiziente Quartiersversorgung“ an den Start. Die Mittel für das Programm stellt das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) aus dem Sondervermögen Energie- und Klimafonds (EKF) zur Verfügung.

Ein bedeutendes neues Element im Zusam-
menhang mit der Reform des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes ist die verstärkte wirt-
schaftspolitische Koordination in Form der 
makroökonomischen Überwachung durch 
die Europäische Kommission. Diese zielt 
auf die Identifizierung und Korrektur mak-
roökonomischer Ungleichgewichte anhand 
von bestimmten Indikatoren ab, die nega-
tive Folgen für das Funktionieren der Euro-
zone haben könnten und ergänzt damit den 
seit Anfang 2011 bestehenden europäischen 
Planungs- und Berichtszyklus (Europäisches 
Semester) und den Euro-Plus-Pakt. Beispiele 
für Indikatoren sind die Leistungsbilanz, 
das Nettoauslandsvermögen, die Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit, die Verschuldung 
des Privatsektors, die Immobilienpreise und 
Schulden der öffentlichen Haushalte. Damit 
richtet sich die neu eingeführte makroöko-
nomische Überwachung auf eine Vielzahl 

EU startet Verfahren zur Überwachung makroökonomischer Ungleichgewich-
te – erstmals Indikatoren für den Immobilienmarkt

Brüssel – Die Europäische Union (EU) hat am 8. November 2011 das Gesetzespaket zur Reform des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes, das sogenannte „Sixpack“, angenommen. Es ist am 13. Dezember 2011 in Kraft getreten. Das Paket sieht 
unter anderem frühere und schnellere Sanktionen gegen Staaten vor, die die Vorschriften nicht einhalten. Ferner haben 
Mitgliedstaaten im Europäischen Rat künftig weniger Spielraum im Hinblick auf Entscheidungen, die zu Sanktionen füh-
ren. Das Gesetzespaket ist die größte Reform des Euro-Stabilitätspaktes seit der Einführung des Euro 1999. Mit Ausnah-
me des Vereinigten Königreichs haben alle Mitgliedstaaten der Europäischen Union dem Gesetzespaket zugestimmt.

von makroökonomischen Indikatoren, und 
hierbei nicht nur auf zu hohe Defizite und 
Schuldenstände, sondern auch auf Leistungs-
bilanzüberschüsse. Erstmals werden auch 
Schlüsselindikatoren für den Immobilienmarkt 
herangezogen, wie die Preisentwicklung von 
Wohnraum oder die Entwicklung der aus-
stehenden Hypothekendarlehen. Auf der 
Grundlage dieser Indikatoren wird ein Früh-
warnsystem entwickelt, um vor zukünftigen 
Immobilienkrisen zu warnen, damit Immobi-
lienpreisblasen  wie jüngst in Portugal, Irland 
und Spanien rechtzeitig entgegengesteuert 
werden kann. Nach Inkrafttreten der Reform 
wird die Makro-Situation der Mitgliedstaa-
ten anhand bestimmter Kriterien von der 
EU-Kommission überwacht. Bei übermäßi-
gen Ungleichgewichten in einem Mitglied-
staat unterrichtet die Kommission den Rat 
und kann diesem eine an den Mitgliedstaat 
gerichtete Empfehlung vorschlagen. Dieser 

kann sodann gegenüber dem betreffenden 
Mitgliedstaat Empfehlungen zur Korrek-
tur aussprechen. Bei Nichtumsetzung die-
ser Empfehlungen sind gegenüber Mitglie-
dern des Euroraums Sanktionen, zunächst in 
Form einer verzinslichen Einlage, im Wieder-
holungsfall als jährliche Geldbuße in Höhe 
von 0,1 Prozent des Bruttoinlandsproduktes 
möglich. Das Verfahren zur Überwachung 
makroökonomischer Ungleichgewichte 
richtet sich an Länder mit Wettbewerbs-
nachteilen und Leistungsbilanzdefiziten. 
Sanktionen gegen Mitgliedstaaten mit 
einem Leistungsbilanzüberschuss wie zum 
Beispiel Deutschland, sind nicht vorgese-
hen. Allerdings besteht die Möglichkeit, 
dass auch Mitgliedstaaten mit übermäßi-
gen Leistungsüberschüssen in den Fokus 
der Kommission geraten und Adres-
sat von Empfehlungen werden können. 
� (ön/schi) n

Weiter auf Seite 3 ➦ 

Inhaltlich geht es in dem neuen Programm 
um den Quartiersbezug energetischer 
Sanierungsmaßnahmen – als Ergänzung 
der gebäudebezogenen Förderung. Das 

erste Fördermodul „Zuschüsse für integ-
rierte Quartierskonzepte und Sanierungs-
manager“, war bereits am 15. November 
2011 gestartet. Antragsberechtigt sind 

Kommunen. Diese können Zuschüsse an 
Wohnungsunternehmen weiterleiten, die 
eigenverantwortlich und in Abstimmung 
mit den Kommunen Konzepte der ener-
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„Ein entscheidender Eckpunkt der deutschen 
Energiepolitik ist das Ziel, bis zum Jahr 2050 
den Energiebedarf durch massive Effizienz-
steigerungen zu reduzieren. Der Gebäude-
sektor nimmt dabei eine Schlüsselstellung 
ein, denn große Energieeinsparpotenziale 
werden derzeit vor allem aufgrund von 
finanziellen Restriktionen und Informations-
defiziten nicht erschlossen. Hier setzen die 
KfW-Programme an. Allein im Jahr 2010 hat 
die KfW die energieeffiziente Sanierung und 
den energieeffizienten Neubau von 428.000 
Wohnungen finanziert und zudem Energie-
beratungen und Heizungsoptimierungen für 
525.000 Wohnungen unterstützt“, sagte Dr. 
Norbert Irsch, Chefvolkswirt der KfW Ban-
kengruppe. „Mit einem Prozent liegt der 
Nominalzins für die Förderkredite derzeit 
deutlich unterhalb der Inflationsrate. Der 
Realzins ist damit negativ. Dazu können Til-
gungszuschüsse bis zu 12,5 Prozent kom-
men. Die Energiesparer bekommen faktisch 
Geld geschenkt.“

Die von der KfW geförderten energieeffizi-
enten Neubauten und energetischen Sanie-
rungen führten 2010 zu einer Reduzierung 
des Treibhausgas-Ausstoßes um rund eine 
Million Tonnen. Soll das Ziel der Bundes-
regierung einer Treibhausgasreduzierung 

CO2-Ausstoß 2010 um eine Million Tonnen reduziert – KfW-Evaluierungs- 
studien zur energetischen Bauförderung 

Berlin – Die KfW Bankengruppe hat zwei Studien vorgelegt, die die Wirkung der aus Mitteln des Bauministeriums vergüns-
tigten KfW-Förderung von Energieeinsparmaßnahmen im Gebäudebestand evaluieren. Seit 2006 werden die Fördereffekte 
jährlich untersucht, im Jahr 2010 durch das Institut Wohnen und Umwelt (IWU) und das Bremer Energieinstitut (BEI). 

von 40 Prozent bei den privaten Haushal-
ten erreicht werden, so müssten diese bis 
2020 pro Jahr eine Minderung von 2,2 
Millionen Tonnen erbringen. Durch die 
von der KfW Bankengruppe geförderten 
energieeffizienten Neu- und Umbauten 
wurden 2010 mehr als 40 Prozent dieser 
Anforderung erreicht. Von 2006 bis heute 
konnte der Treibhausgasausstoß durch die 
KfW-Programme dauerhaft um 5,2 Mil-
lionen Tonnen gesenkt werden. Mit den 
2010 geförderten Energiesparmaßnahmen 
können Heizkostenersparnisse in Höhe von 
6,4 Milliarden Euro erzielt werden. Für die 
energetischen Sanierungsmaßnahmen im 
Wohnungsbestand entspricht die Heizkos-
tenersparnis rund drei Viertel der Investiti-
onskosten. In den Gebäuden der kommu-
nalen und sozialen Infrastruktur können 
die Heizkostenersparnisse bei moderaten 
Energiepreissteigerungen sogar höher aus-
fallen als die Investitionskosten. 
  
Die Programme der KfW helfen nicht nur 
der Umwelt, sondern auch Gebäudeeigen-
tümern und Mietern sowie der deutschen 
Wirtschaft. Insgesamt wurden 2010 Inves-
titionen über 21,5 Milliarden Euro ange-
stoßen. Damit konnten 287.000 Arbeits-
plätze für ein Jahr gesichert werden. Diese 

positiven Effekte kommen vor allem der 
lokalen mittelständischen Bauwirtschaft 
und dem Handwerk zugute.� (hel) n

 ➦ Die Studien sind abrufbar unter: 

www.kfw.de/evaluationen
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getischen Quartierssanierung planen.

Das zweite Modul richtet sich an Kommu- 
nen, weitere kommunale Gebietskörper-
schaften (Nr. 201) und an kommunale 
Unternehmen (Nr. 202). Antragsberechtigt 
sind ebenfalls Unternehmen, unabhängig 
von Rechtsform und Beteiligungsverhältnis-
sen, im Rahmen von Öffentlich–Privaten 
Partnerschaften (zum Beispiel Contracting).
Die Förderung wird in Form von zinsverbil-
ligten Darlehen zur Investitionsfinanzierung 
für die Maßnahmenbereiche „Quartiers-
bezogene Wärmeversorgung“ und „Ener-
gieeffiziente Wasser- und Abwasserentsor-
gung“ gewährt. Kommunale Unternehmen 
können Anträge in der Bankendurchleitung 
unter der Programmnummer 202 stellen.

Für 2011/12 stehen dem BMVBS bereits 
übertragene Mittel in Höhe von fünf bezie-
hungsweise acht Millionen Euro aus dem 
Energieeffizienzfonds des Energie- und Kli-
mafonds (EKF) zur Verfügung. Ein neuer 

Titel „Förderung von Maßnahmen zur 
energetischen Stadtsanierung“ (Nr. 661 01) 
ist in den EKF eingestellt worden. Hieraus 
stehen für 2012 weitere Programmmittel in 
Höhe von 92 Millionen Euro als Verpflich-
tungsermächtigungen zur Verfügung. Für 
dieses und die weiteren geplanten Pro-
grammjahre ergeben sich 2013 bis 2015 
Kassenmittelraten in Höhe von jeweils 40 
Millionen Euro. 

Erhofft werden von dem zweiten Pro-
grammmodul Impulse für den Sanierungs-
prozess, insbesondere in innerstädtischen 
Altbauquartieren, Sanierungsgebieten und 
in Quartieren mit heterogener Eigentümer-
schaft. Zudem soll das Programm die im 
Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitia-
tive (NKI) erstellten kommunalen Klima-
schutzkonzepte durch eine quartiersbezo-
gene, detaillierte Betrachtung ergänzen.�
� (hung/schi) n

➦ Detaillierte Informationen zu den beiden För-

dermodulen finden Sie unter www.kfw.de
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Dr. Bernd Hunger
GdW-Referent 
für Wohnungs- und Städtebau

Das neue KfW-Programm entspricht dem Anlie-
gen des GdW, die gebäudebezogene Förderung 
von Maßnahmen zur Energieeinsparung und 
zum Klimaschutz durch die Förderung von Maß-
nahmen im gegebenenfalls grundstücks- und 
eigentümerübergreifenden Quartierszusammen-
hang zu ergänzen. Das Programm hat deshalb 
inhaltlich eine Nähe zur Methodik der Städte-
bauförderung.

Besonders für die in der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Sanierungs- und Entwicklungsträger 
zusammengeschlossenen Unternehmen, aber 
auch für Wohnungsunternehmen und Planungs-
büros kann sich hinsichtlich des ersten Moduls 
„Konzeptentwicklung und Sanierungsmanage-
ment“ ein neues Betätigungsfeld entwickeln. 
Zu begrüßen ist, dass dieses Modul bezuschusst 
wird – in Anlehnung an die erfolgreiche Syste-
matik der Städtebauförderung, Zuschüsse für 
unrentierliche Maßnahmen zu zahlen. Ohne 
diese Form der Förderung könnten viele Kom-
munen keine integrierten Konzepte in Auftrag 
geben.

Leider ist die beabsichtigte Finanzierung des 
zweiten Moduls „Investitionsfinanzierung“ 
gemäß der üblichen KfW-Darlehenspraxis für 
Kommunen und Unternehmen deutlich unat-
traktiver. Kommunale Unternehmen erhalten 
ebenso wie Unternehmen in Öffentlich-Privaten 
Partnerschaftsmodellen bereits jetzt Konditio-
nen, die vergleichbar mit denen der KfW sind. 
Konsequent und deutlich attraktiver für die Ak-
teure vor Ort wäre es, wenn das der inhaltlichen 
Logik der Städtebauförderung folgende neue 
Programm auch deren Finanzierungssystematik 
– Förderung unrentierlicher Maßnahmen durch 
Zuschüsse – übernehmen würde. 

Aufgrund der deutlich unattraktiveren Finan-
zierung sollte das neue Programm nicht, wie es 
gelegentlich geschieht, als „Quasi-Aufstockung“ 
der Städtebauförderung kommuniziert werden. 
Der GdW wird sich deshalb weiterhin für eine 
Mittelaufstockung der Städtebauförderung ein-
setzen, die nach der Novelle des Baugesetzbu-
ches im Jahre 2011 (Gesetz zur Förderung des 
Klimaschutzes) noch begründeter als bisher im 
Zuge der Stadtumbauprogramme auch für die 
Belange des Klimaschutzes und der Energieeffi-
zienz eingesetzt werden kann.

Kommentar
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aus den verbänden

„Wir registrieren eine Trendwende im 
Wohnungsneubau“, erklärte VNW-Ver-
bandsdirektor Dr. Joachim Wege. „Zwi-
schen Januar und Oktober 2011 wurden 
im Land zwischen den Meeren 7.929 
Baugenehmigungen erteilt. Im Ver-
gleichszeitraum 2010 waren es 6.959 
Baugenehmigungen. Diese Tendenz 
wird zu einem Anstieg bei den Fertig-
stellungen führen. Der Neubau konzen-
triert sich vorrangig auf das Hamburger 
Umland, die vier kreisfreien Städte und 
die Insel Sylt.“

Schleswig-Holstein: 250 Millionen Euro für den Wohnungsbau – Neubau zieht 
an – Trendwende am Wohnungsmarkt 

Kiel – Die 73 schleswig-holsteinischen Mitgliedsunternehmen des Verbandes norddeutscher Wohnungsunternehmen 
(VNW) wollen 2012 rund 250 Millionen Euro in Neubau und Bestandspflege ihrer Wohnungen investieren. Sie planen die 
Fertigstellung von 541 neuen Wohnungen.

„Unsere Mitgliedsunternehmen setzen als 
Bestandshalter auf einen Mix von Moder-
nisierung, Instandhaltung und Neubau“, 
so Wege weiter. „Sie stärken Schleswig-
Holstein als attraktiven Wohn- und Wirt-
schaftsstandort, sichern mit ihren Investi-
tionen Arbeitsplätze im Baugewerbe und 
entsprechen durch niedrige Mieten ihrer 
sozialen Verantwortung. Die Modernisie-
rung ihrer Wohngebäude umfasst neue 
Bäder und Küchen, die Nachrüstung von 
Balkonen und Aufzügen sowie neben Wär-
medämmung den Einbau energiesparender 

Heizungen oder die Nutzung regenerativer 
Energien. Diese Investitionen garantieren 
den Mietern gutes und sicheres Wohnen 
und tragen zum Klimaschutz bei.“

Wege forderte die Parteien auf, im Land-
tagswahlkampf der Wohnungspolitik die 
Aufmerksamkeit zu widmen, die ihr bei 
2,8 Millionen (wohnenden) Einwohnern 
gebührt: „Nur gemeinsam können die gro-
ßen sozialen, demografischen und ökolo-
gischen Herausforderungen gemeistert 
werden.“� (hit/schi) n

Weitere Podiumsgäste hoch über den 
Dächern der Stadt im 14. Stock des rbb-
Fernsehzentrums waren Analyse & Kon-
zepte-Geschäftsführer Matthias Klupp und 
Mieterverein-Geschäftsführer Reiner Wild. 
„Es ist für uns eine besondere Freude und 
Ehre, dass der Stadtentwicklungssenator 
seine erste Podiumsdiskussion im neuen 
Amt im Rahmen dieser BBU-Veranstaltung 
durchführt“, so Kern bei der Begrüßung 
der rund 120 Gäste. Wegen des großen 
Interesses musste im Vorfeld der Veran-
staltung ein Anmeldestopp ausgesprochen 
werden. 

Durchgeführt wurde diese mittlerweile 
vierte Podiumsdiskussion im Rahmen der 
BBU-Reihe „ZUKUNFT findet STADT“ 
zusammen mit dem Inforadio des rbb. 
Zu den Gästen zählten neben Vertretern 
von BBU-Mitgliedsunternehmen auch Mit-
glieder des Berliner Abgeordnetenhauses, 
Mitarbeiter von Senatsverwaltungen sowie 
Inforadio-Hörer. Die Diskussion wurde auf-
gezeichnet und als Beitrag für die rbb-Sen-
dung „Forum“ ausgestrahlt. Außerdem 
steht sie im Internet zum Nachhören als 
Podcast unter www.inforadio.de zur Ver-
fügung.

Mietenpolitisches Konzept 
angekündigt
Bei der Diskussion ging es vor allem um 
die Frage, wie Berlin seinen flexiblen Woh-
nungsmarkt auch in Zukunft als einen sei-

BBU-Reihe „Zukunft findet Stadt“: Bauen für die Zukunft 

Berlin – Im Wahlkampf zum Berliner Abgeordnetenhaus stand sie im Mittelpunkt: Die Stadtentwicklungspolitik. Wie geht 
es hier jetzt weiter? Über diese Frage diskutierten zum Motto „Bauen für die Zukunft!“ beim ersten „ZUKUNFT findet 
STADT“-Podium des neuen Jahres am 11. Januar 2012 Berlins neuer Stadtentwicklungssenator Michael Müller mit Maren 
Kern, Vorstand des Verbandes Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen (BBU). 

ner wichtigsten Standortvorteile erhalten 
kann. Senator Müller betonte, dass er die 
Weichen für einen weiterhin entspannten 
Berliner Wohnungsmarkt stellen wolle. 
Dabei wisse er um die Sorgen der Ber-
linerinnen und Berliner vor steigenden 
Mieten ebenso wie um die Notwendig-
keit der landeseigenen Wohnungsunter-
nehmen, sich über die Mieten zu refinan-
zieren – „keine leichte Aufgabe“, zumal 
sich die Gesellschaften ebenso am Woh-
nungsneubau beteiligen sollen wie sie ihr 
umfangreiches Modernisierungsengage-
ment fortsetzen sollen. Der Senat plane 
deshalb, für die rund 270.000 landesei-
genen Wohnungen so bald wie möglich 
ein Mietenkonzept vorzulegen. 

BBU-Vorstand Kern unterstrich die mie-
tendämpfende Wirkung der BBU-Mit-
gliedsunternehmen. Sie mahnte, die 
Stadtentwicklungsdebatte auf Grund-
lage nüchterner Tatsachen zu führen. Bei 
der für seinen neuen Marktmonitor vom 
Berliner Beratungsbüro RegioKontext 
durchgeführten Studie, unter anderem 
zu Wanderungsbewegungen in Berlin, 
sei deutlich geworden, dass sich einkom-
mensschwache Haushalte nicht in Stadt-
randlagen konzentrierten. Vielmehr sei zu 
beobachten, dass gerade auch in den sehr 
gefragten Innenstadtbezirken der Anteil 
von Haushalten in Bedarfsgemeinschaf-
ten teilweise nach wie vor bei mehr als 
einem Drittel liege. 

Innovative wohnungspolitische 
Instrumente? 
Sowohl Kern als auch Analyse & 
Konzepte-Geschäftsführer Klupp wiesen 
darauf hin, dass ohne öffentliche För- 
derung die Mieten im Neubau kaum 
für Haushalte mit mittlerem oder nied-
rigem Einkommen erschwinglich seien. 
Dass ohne Förderung Neubaumie-
ten unter 8,50 Euro pro Monat und 
Quadratmeter nicht möglich wären, 
betonten auch die Publikumsgäste: 
GESOBAU-Vorstandsmitglied Jörg Fran-
zen, Deutsche Wohnen-Finanzvorstand 
Helmut Ullrich und „Amtsfeld“-Vorstands-
mitglied Dietmar Grosse. Ansatzpunkte 
für innovative wohnungspolitische Instru-
mente zur Förderung des Wohnungsbaus 
biete aber beispielsweise die im Koaliti-
onsvertrag angedachte Neuausrichtung 
der Berliner Liegenschaftspolitik. 

Fazit: Die Diskussion geht weiter
Das erste „ZUKUNFT findet STADT“-
Podium 2012 setzte ein positives Signal. 
„Wir sind sehr gespannt auf die weiteren 
Schritte in der Stadtentwicklungspolitik 
und freuen uns darauf, gemeinsam mit 
dem neuen Senat die großen wohnungs-
politischen  Herausforderungen in Angriff 
zu nehmen“, sagte Kern. „Vor allem die 
drängende Aufgabe, das Wohnungsan-
gebot in Berlin nachhaltig zu vergrößern, 
kann nur in einer gemeinsamen Anstren-
gung bewältigt werden.“� (ebe/schi) n
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Das Exposé als Schlüssel zur Neuvermietung � 1. Februar 2012, Berlin

Ein Exposé entscheidet mit über den Vermietungserfolg. Dieses Seminar vermittelt Ansätze 
zur optimalen Gestaltung von aussagekräftigen und ansprechenden Exposés. Im Fokus 
stehen eine optimale Zielgruppenansprache sowie inhaltliche und gestalterische Elemente. 
Um möglichst viele Fragen beantworten zu können, ist der Teilnehmerkreis auf 15 Per-
sonen begrenzt.
Weitere Infos: BBA, Sandra Niedergesäß, Telefon: 030/23085514, Internet: www.bba-campus.de/kalender 

Aktuelles Mietrecht� 7. Februar 2012, Montabaur

Bei dieser Tagung werden die Teilnehmer über praxisbezogene Rechtsfragen, die aktu-
elle Rechtsprechung und neueste Entwicklungen in der Gesetzgebung informiert. Einen 
Schwerpunkt bildet die geplante Änderung des Mietrechts unter Einbeziehung des Pro-
zess- und Vollstreckungsrechts. 
Weitere Infos: VdW südwest, RA Stephan Gerwing, Telefon: 069/97065178, Internet: www.vdwsuedwest.de 

Streit im Treppenhaus� 8. Februar 2012, Bochum

Streitigkeiten der Mieter untereinander, zweifelhafte Gerüche im Treppenhaus und Lärm-
belästigungen – das ist leider oft Realität. Nehmen diese Probleme überhand, haben Woh-
nungsunternehmen Leerstand zu beklagen oder müssen mit Mietminderungen rechnen. 
Für den Vermieter stellt sich die Frage: Was tun? In diesem Seminar erhalten die Teilnehmer 
Lösungsansätze, wie sie mit diesen Problemen umgehen können.
Weitere Infos: EBZ, Claudia Bovenschulte, Telefon: 0234/9447515, E-Mail: c.bovenschulte@e-b-z.de 

Novellierte Trinkwasserverordnung� 20. Februar 2012, Erfurt

Am 1. November 2011 ist die Änderung der Trinkwasserverordnung in Kraft getreten. Bei 
diesem Seminar werden den Teilnehmern die wichtigen Kernaussagen der Trinkwasserver-
ordnung und praktische Erfahrungen aus dem Pilotprojekt eines Wohnungsunternehmens 
vorgestellt. Neben Erläuterungen sollen vor allem praktische Hinweise und Erfahrungen bei 
der Umsetzung der Änderungen der Trinkwasserverordnung im Vordergrund stehen.
 Weitere Infos: MFA, Telefon: 0361/34010224, E-Mail: mfa@vtw.de 

Jost Riecke, Verbandsdirektor des 
VdW Verband der Wohnungswirtschaft 
Sachsen-Anhalt, feierte am 19. Januar 
2012 seinen 55. Geburtstag. Er ist Mit-
glied in der Konferenz der Verbände, in der 
Konferenz der Verbandsdirektoren sowie 
im GdW Vorstand.

Am 17. Januar 2012 konnte Dirk 
Schumacher, Geschäftsführer der Nassaui-
schen Heimstätte Wohnungs- und Entwick-
lungsgesellschaft mbH, auf eine 30-jäh-
rige Tätigkeit in der Wohnungswirtschaft 
zurückblicken. Er ist Mitglied im Fachaus-
schuss Planung, Technik und Energie.
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Prozent der minderjährigen 
Kinder in Deutschland lebten ohne Geschwis-
ter in einem Haushalt, wie aus Auswertungen 
des Mikrozensus 2010 hervorgeht. Knapp die 
Hälfte der minderjährigen Kinder (48 Prozent) 
wohnte mit einem weiteren minder- oder voll-
jährigen Geschwisterkind im Haushalt zusam-
men. 19 Prozent der Kinder hatten zwei – acht 
Prozent sogar drei oder mehr Geschwister. Als 
Geschwister zählen neben leiblichen Geschwis-
tern auch Stief-, Pflege- und Adoptivkinder. Da 
der Mikrozensus sich als Haushaltsbefragung auf 
das Beziehungsgefüge im Haushalt konzentriert, 
bleiben aus dem Haushalt bereits ausgezogene 
Geschwister unberücksichtigt. In Ostdeutschland 
lebten minderjährige Kinder deutlich häufiger 
als einziges Kind im Haushalt der Eltern. 2010 
waren dort 35 Prozent Einzelkinder, in West-
deutschland hingegen 24 Prozent. 

25
zahl DEr Woche

Bauherrenpreis Modernisierung 2011/2012 – 

Sonderpreise „Denkmalschutz im Wohnungsbau“ 

Naumannsiedlung in Köln-Riehl, 
GAG Immobilien AG

Eine historische Siedlung aus den 1920er 
Jahren – Sanierte Moderne

Mit diesem Projekt setzt die städtische Köl-
ner Wohnungsgesellschaft GAG die in den 
letzten Jahren begonnene grundlegende 
Modernisierungsarbeit in ihren Siedlungen 

aus den 1920er Jahren fort. Die damals 
entwickelten Grundmuster werden nicht 
nur aufgegriffen, sondern auf die heutigen 
Anforderungen ausgerichtet. Sie knüpfen 
damit an die Idee eines humanen Großstadt-
lebens an, das heißt: Kompakte städtebauli-
che Strukturen in Nähe zu zentralen Einrich-
tungen und öffentlichen Erholungsflächen. 
Beidem wird die Lage der Naumannsied-
lung zwischen den beiden Grünringen, dem 
nahen Rheinufer und der kurzen Distanz zur 
Innenstadt gerecht. Nachdem das Quartier, 
eingebunden in weitgehend genossen-
schaftliche Nachbarbebauung, jahrelang 
baulich vernachlässigt wurde, wird jetzt eine 

tief greifende Erneu-
erung angestrebt, bei 
der sowohl neue sozi-
ale Netzwerke implan-
tiert, energetische Ver-
besserungen vollzogen 
– Niedrigenergiestan-
dard wird erreicht – als 
auch wohnungstypolo-
gische Diversifizierun-
gen erreicht werden.

Schwartzkopff- 
Siedlung in Wildau, 
WiWo Wildauer Wohnungsbau- 
gesellschaft mbH

Gründerzeit trifft Moderne: Modernisie-
rung einer denkmalgeschützten Arbeiter-
siedlung

Diese Siedlung – ein frühes Beispiel eines 
patriarchalischen Unternehmergeistes – 
lag lange wegen ungeklärter Eigentums-
verhältnisse brach. Die kommunale Woh-
nungsgesellschaft, die neuer Eigentümer 
wurde, hat die Anlage unter strengsten 
Auflagen der Denkmalbehörden grund-
legend modernisiert und für eine hetero-

gene Bewohnerschicht mit einer Mischung 
aus frei finanzierten und öffentlich geför-
derten Mietwohnungen mit neuem Leben 
gefüllt. Die bereits ursprünglich großzü-
gig geschnittenen Grundrisse wurden mit 
moderner Haustechnik und neuen sanitä-
ren Anlagen versehen und in variabel nutz-
bare Wohneinheiten verwandelt. Mit Heiz-
kosten von 20 Prozent unter den Vorgaben 
der Energieeinsparverordnung (EnEV) 2009 
werden für freistehende Altbauten vorbild-
liche Werte erreicht. Die Jury würdigte das 
Engagement der kommunalen Wohnungs-
gesellschaft, die kulturgeschichtlich bedeu-
tende Siedlung nicht nur denkmalpflege-
risch, sondern auch energetisch beispielhaft 
zu sanieren und dabei den ganzheitlichen 
Zusammenhang von Wohngebäuden und 
Wohnumfeld zu wahren.� n

➦ Die Dokumentation der Preise und Aner- 

kennungen finden Sie auf www.gdw.de
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Recht so

Erster Erfolg bei Novellierung des Aktienrechts – Bundeskabinett will keine 
Aufhebung der Vertraulichkeit 

Das Bundeskabinett hat am 20. Dezember 2011 einen Gesetzentwurf zur Änderung des Akti-
engesetzes beschlossen. Mit der Gesetzesnovelle sollen nach Angaben des Bundesjustizmi-
nisteriums das Aktienrecht weiterentwickelt und das Vertrauen in den Finanzmarkt gestärkt 
werden. Der Referentenentwurf sah für eine Gebietskörperschaft an einer nichtbörsenno-
tierten Gesellschaft in seinem § 394 AktG noch vor, dass die Satzung sowohl die Verschwie-
genheitspflichten als auch die Öffentlichkeit der Aufsichtsratssitzungen regeln könnte. 

Unmittelbar nach Bekanntgabe dieser Regelung hat sich der GdW sehr intensiv und mit 
Nachdruck gegen das Vorhaben eingesetzt. Wir alle wissen, dass der Aufsichtsrat nur dann 
seiner Beratungs-, Kontroll- und Überwachungsfunktion nachkommen kann, wenn er alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft vertrauensvoll und auf die Sache bezogen beraten kann. 
Daher ist es erfreulich, dass die Bemühungen dahingehend erfolgreich waren und das Bun-
deskabinett diese Erweiterung nunmehr nicht in den Regierungsentwurf übernommen hat. 
Es ist zu hoffen, dass es bei dieser Position des Bundeskabinetts im weiteren Beratungsver-
lauf bleibt. Denn bei aller Transparenz: Gerade zur Wahrnehmung seiner Kontrollfunktion und zur Auf-
deckung von Missständen hat die Vertraulichkeit von Aufsichtsratssitzungen eine zentrale Funktion.

expertenmeinung von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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